
Sonderberichterstattung Synode

Intensive Arbeit der Synoden In der Schweiz
Am 1./2 März 1975 fand 1m Zentrum Ifa ın Bern die erst mehrheitlich VO  3 Deutschschweizern vorgeschlagene
tünfte gesamtschweizerische Plenarversammlung der Syn- kurze Formel wurde, beeinflußrt VO  } westschweizerischen
ode 92 Dıie behandelten raktanden etizten einer- Miıtglıedern, einer „Handreichung“ ausgebaut. Schliefß-
se1ts die Arbeit der Diözesansynoden tort. Diese hielten ıch konnte ein ext mit Zustimmung der Bischöte Veli-

ıhre vierte Session VO bis Maı un: die tüntfte abschiedet werden.
Session VO bıs November 1974 ab Andererseits Der verabschiedete TLext enthält grundsätzliche Erwäagun-

SCNHnh und praktische Folgerungen. Im Sınne des Dekretesnahm sie Fragen gesamtschweizerischer Plenarversamm-
lungen erneut auf Die dritte gesamtschweıizerische Plenar- über den Okumenismus zählt die Voraussetzungen auf,
versammlung tand Februar und die vierte welche ertüllt seın mussen, damıt eın Nıchtkatholik in
7./8 September 1974 Dıie Vieltfalt der Thematık der hatholischen Eucharistiefeier die Kommunıon CMP-
zeigte .sıch 1mM vergangenNen Jahr noch deutlicher als 1mM fangen darf Bezüglich der Teilnahme eines Katholiken
Jahr UVOoO (vgl. Februar 1974, 104—107). reformierten Abendmahl enthält der ext tolgende

Aussagen: Aäm Hınblick auf die noch tehlende volle Eın-
heit der Kiırchen und auf das unterschiedliche Amtsver-
ständnıs hat das ökumenische Direktorium als allgemeineDie rage nach Eucharistiegemeinschaft

mıit den Reiformierten Regel aufgestellt: ‚Eın Katholik darf dıe Sakramente des
Altars, der Buße und der Krankensalbung LUr VO  $ einem
Amtsträger, der die Priesterweihe gültıg empfangen hat,

Die Teilvorlage „Gemeinsames Zeugnis un Z usammen- verlangen‘ (35) Falls eın Katholik 1in einer Ausnahme-
arbeit der Kırchen und der Christen“ wurde ın einıgen sıtuatıon und nach Abwägung aller Gründe ZUur Überzeu-
Diözesansynoden bereits 1M November 1973 1n erster A sSung kommt, dafß nach seınem (Gewı1ssen ZU Emptang
SUuNg behandelt, ın den übrigen 1mM Maı 1974 (HK, Fe- des Abendmahls berechtigt sel, annn ıhm das nıcht NOL-
bruar 1974, 105) Sıe enthielt ursprünglıch einen kurzen wendigerweise als Bruch mMit der eigenen Kirchengemeıin-Abschnitt MmMi1t dem Tıtel „Auf dem Weg ZUr Eucharistie- schaft ausgelegt werden, W C111 auch iıne gemeınsame Teil-
gemeıinschaft“. Da nıcht verantwortbar schien, in dieser nahme der Eucharistie problematisch bleibt, solange
wichtigen rage des Verhältnisses den Kırchen VOI - diıe Kirchentrennung andauert. Auft keinen Fall darf man
schiedene Akzentsetzungen vorzunehmen, wurde VO  - sıch zutfrieden geben mIit der Trennung, sondern jeder 1St
Anfang iıne gesamtschweizerische Verabschiedung 1Ns verantwortlich für ine größere FEinheit der Kirchen.“
Auge gefaßt. Weıl die Synode Freiburg-Lausanne-Genf-
Neuenburg einem solchen Antrag nıcht zustiımmte, konnte
die Angelegenheıt der vierten gesamtschweizerischen
Plenarversammlung NUur als Ausgleichstraktandum behan- ufgaben Wirtschaft und Gesellschaft
delt werden. Man suchte VOTFrerst auf diesem Weg eıner
einheitlichen Lösung gelangen. Eın Teil der Synodalen „Die Verantwortung des Christen W Arbeit und 2  Yf=-
SeTzZzte sıch damals für einen ext e1ın, welcher ıne en- schaft“ Wr ıne Vorlage überschrieben, welche den ein-
seıtıge eucharistische Gastfreundschaft gestattet. Nach An- zelnen Diözesansynoden ZUur Beratung zugewl1esen wurde.

Schon die vorbereitende schweizerische Kommıissıonsıcht anderer WAar aber dieser Zeitpunkt noch nıcht gekom-
Inen. Auch die Bischöfe teilten mıit, da{ß S1€ einer derartıgen konnte sıch jedoch nıcht auf eiınen Text einıgen, da{fß

die Diözesansynoden eınen Mehrkheits- un: einen Minder-Aussage nıcht zustımmen können. Irotz der Stellung-
nahme der Bischöfe ZOß damals die Mehrheit der Synoda- heitstext erhielten. Der Mehrheıitstext LAamMmmTe vorwıe-
len einen 'Text VOTr, welcher die gegenseıt1ige eucharistische gend VO  e den deutschsprachigen, der Minderheitstext VOI -

Gastfreundschaft für einıge Fälle vorsieht. wıegend VO  $ den französischsprachigen Kommuissıonsmıiıt-
gliedern.In der November-Session der Diözesansynoden wurde der

Antrag für ıne gesamtschweizerische Verabschiedung Die umfangreichere Mehrheitsvorlage befafßte sıch mıiı1ıt tol-
nochmals vorgelegt. ıne Zustimmung aller Diözesan- genden Einzelproblemen: Kapıtal Arbeit nNnier-

synoden konnte erreicht werden. Dıie schweizerische Kom- nehmerische Tätigkeit; Gewınn Lohn; Eigentumsbil-
mission versuchte erneut zugleich das Anlıegen vieler Syn- dung 1n Arbeiterhand; kıirchliches Vermögen; Fınanzaus-
odalen und die Stellungnahme der Bischofskonterenz gleich; Konkurrenz: Betriebsklima: Miıtbestimmung und
berücksichtigen un: legte einen Nn Text VOT. Dıie VOI- Miıtverantwortung; LEUEC Formen der Arbeıiterorganısa-
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t10n: Arbeit und Menschlichkeıit;: Berufswahl; berufs- Problems suchen. Es zeıgte sıch ın der Diskussion deutlich,
tätıge Frau; Wohnungsproblem; Kırche Industrie daß manche Wünsche der Ausländer nıcht erfüllt sınd und
Wırtschaft: Erwachsenenbildung; Konsumverhalten. In dafß für eın wirkliches gegenseıtiges Verständnıiıs noch viel
der November-Session befaßten sıch die Diözesansynoden werden mufß Besondere Härten können Fremd-
mıiıt diesem Thema Die mehrheirtlich Tranzösischsprachigen arbeiter bei Verkleinerungen VO  — Betrieben treften. Dıie
Synoden folgten dem Miınderheitstext, welcher mehr die Synode wıes ın eıiner Resolution Zur rage der wırtschaft-
großen Grundlinien hervorzuheben sucht, die mehrheit- lichen Rezession auf die besonderen Schwierigkeiten der
ıch deutschsprachigen der Mehrheitsvorlage, welche mehr Ausländer hin, deren menschliche Sıtuation ebenso be-
autf die konkreten Einzelprobleme eingeht. we1l Pro- rücksichtigen 1St w 1e€e die menschliche Sıtuation der schwei-
blemkreise, welche gegenwärtıig auch ın der schweizeri- zerıschen Bevölkerung. Grundsätzlich werden in den Syn-
schen Bundespolitik iıne nıcht unbedeutende Rolle spielen, oden der Schweiz die Fragen der Ausländer 1mM Jjeweıiligen
wurden die gesamtschweizerische Plenarversammlung Sachzusammenhang behandelt. SO erscheinen in den VOEI-
ZUur Verabschiedung überwiesen: Mitbestimmung un Mıt- schıiedensten Texten Abschnitte, welche sıch miıt der S1-
verantwortun: SOWI1e Wohnungsprobleme. tuatıon der Ausländer befassen. urch dieses Vorgehen

wollte INa  z vermeıden, die Fragen der tremdsprachigen
Am 12 März konnten diese Teıle gesamtschweizerisch Ausländer un die Probleme der Einheimischen iın der
verabschiedet werden. Im Hınblick aut die betriebliche Kırche gesondert behandeln. Es zeıgte sıch aber, daß
Mitbestimmung wurde VOT allem auf die Notwendigkeit auch dieses Vorgehen seıne Schwierigkeit hat Viele Aus-
der Information un auf die Pflicht VO  — Mıtverantwor- ländersynodalen sehen darın die Gefahr, daß INa  — iıhre
tung durch den Arbeitnehmer hıingewiesen. ıne zentrale Fragen wen1g austführlich behandelt
Bedeutung kommt dem tolgenden Grundsatz „Von
der Sozialethik her mu grundsätzlıch ıne umfassende,
möglichst gleichgewichtige Mıtbestimmung aller Arbeit- Die Einteilung der Bıstumer
nehmer gefordert werden.“ Man wollte miıt dieser Formu-
lıerung nıcht direkt Z anhängigen Verfassungsinitiative, Dıie Bistumseinteilung in der Schweiz 1St TT Teil 1Ur

historisch erklärbar. Zudem siınd viele nach der Abtren-1ın welcher VOT allem die rage der Notwendigkeit eıner
parıtätischen Mitbestimmung und der Ausübung der Miıt- Nung VO  $ der Diıözese Konstanz geschaffene Provısorijen
bestimmung durch betriebstremde Personen diskutiert 1n der deutschsprachigen Schweiz nıe definitiv bereinigt
werden, Stellung beziehen. worden. Im Sınne VO  3 Nr des Konzilsdekretes über

die Hırtenautgabe der Bischöfe sıch die Synodalen
iıne Vorlage, welche teilweise 1mM Maı, teilweise 1m Sep- 1mM klaren, da{fß iıne Überprüfung der Bıstumsgrenzen nNOL-
tember des VEITSANSCHECN Jahres in erster Lesung in den wendig 1St Schwieriger 1St jedoch, festzulegen, welche
Diözesansynoden beraten wurde, tragt den Tıtel „Dıie Einteilung den Ertordernissen der heutigen Seelsorge und
soztiale Aufgabe der Kırche In der Schweiz“. Sıe befaßt den konkreten Voraussetzungen der vielgestaltigen
sich mıiıt Grundlagen un: Voraussetzungen sozijaler Tätıg- Schweiz besten angepafst ISt Die tünfte gesamtschwei-
eit der Kırche, den verschiedenen FEbenen soz1ıaler Tätıg- zerıische Plenarversammlung etafßte sıch miıt diesem Pro-
elit und miıt Beispielen onkreter Hıltsmöglichkeiten: blem Es zeigte sıch schon be] der Vorbereitung,dafß der
Kinder un: Jugendliche, Alleinstehende, Betagte, Kranke, Synode nıcht möglıch seın wiırd, konkreten Einteilungs-
körperlich und gelist12 Behinderte, Suchtgefährdete, Strat- vorschlägen Stellung beziehen. Im Einverständnis mıiıt
tallıge SOW1e mıiıt den beiden Spezialfragen: Ausländische den Bischöfen ersucht daher die gesamtschweizerische

Plenarversammlung die Bischofskonferenz, „LösungenArbeitskräfte und Flüchtlinge.
Das Fremdarbeiterproblem 1STt 1n der Schweiz VO  a} beson- auf gesamtschweizerischer Ebene anzustreben un: miıt
derer Bedeutung. Ende 1973 zählte INa  s bei einer Eın- deren Studium eın Fachgremium AaUuUsSs kirchlichen, STAaAaftisS-

wohnerzahl VO  3 6 400 01010 10372 699 Ausländer. Auf kıirchlichen un staatlichen Vertretern beauftragen“.
politischem Gebiet wurden ımmer 1LEUE Inıtiatıven Zr Dieses schaffende remıum wird keine leichte Aufgabe

übernehmen habenReduktion des Ausländerbestandes lanciert. Im Oktober
1974 mu{fßte das Schweizervolk ZUuU Zzweıten Mal über Durch Konkordate und Ühnliche Vereinbarungen Ver-

ıne strenge Reduktion der ausländischen Wohnbevöl- brieft, besitzen die Domkapitel VO  - Basel un: St Gallen
kerung 1abstimmen. Daher lag auf der Hand, den Ab- das Bischofswahlrecht. U ea besonderen Rechte der
schnıitt über die Fremdarbeiter eiıner gesamtschweizer1- Mitwirkung be] der Bischofswahl nıcht preiszugeben, soll
schen Plenarversammlung verabschieden. Der dem ernennenden remıum zusätzlich die folgende

März verabschiedete Text befafßt siıch miıt der Pastora- Aufgabe übertragen werden: „Die Bistumseinteilung 1St
tıon der Ausländer, mıiıt den Kontakten zwıschen Auslän- aufgrund bestehender Vereinbarungen 1n einıgen Diözesen
dern un: Schweıizern, mi1t der Schaftung VO  e Beratungs- mMIit der rage der Bischofswahl CN verbunden. Das Zu

stellen ftür Ausländer. Der ext unterstutzt alle poli- Studium der Bistumseinteilung einzusetzende Fachgre-
tischen Bestrebungen, welche 1ne menschliche Lösung des mıum wiırd sıch deshalb auch miıt dem Problem der Bı-
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schofswahl auseinanderzusetzen haben Die Synode for- Besonders umfangreich 1st die Vorlage „Gebet, (Jottes-
dert für alle Diözesen ıne rechtliche festgelegte Mıtwiır- dienst und Sakramente ım Leben der Gemeinde“ , welche
kung ortskirchlicher remıen be1 der Wahl der Bischöfe. VO  - einzelnen Diözesansynoden 1mM Jahre 1974 bereits
Diese Mitwirkung mu{fß bestehenden Mitentscheidungsfor- verabschiedet wurde. Die Vorlage umta{ßt die folgenden
INEeN mindestens gleichwertig se1in.  D Abschnitte Persönliches Gebet, Sakramente und christ-
Die rage der Bistumseinteilung 1St aber 1Ur eın kleiner liches Leben,; die sakramentale Eınweisung in das Leben
Teil der Vorlage „Beziehung zayıschen Kirche UuN poli- der Kırche, die Feier der Eucharıistie, Sünde Bufße
tischen Gemeinschaften“, welche VO  = den Diözesansyn- Bufßsakrament, Sakrament der Krankensalbung, traditio-
oden 1im November 1974 1n erster Lesung durchberaten nelle und moderne Ausdrucksformen relig1öser Haltung.
wurde. Dıie Vorlage befaft sıch mıiıt Fragen W1€ An den schweizerischen Plenarversammlungen VO Fe-
Verhältnis der Kırche Parteıen, politisch tätıgen bruar und September 1974 wurden einıge Fragenkreise
Verbänden, der eigenen polıtischen Tätigkeit der Kiırche gesamtschweizerisch verabschiedet: Taufautschub und
auf verschiedenen Ebenen (Z politische Predigt) SOWI1e Taufgespräch SOWI1e Fragen der sonntäglıchen Fucharistie-
MIt der rage des Verhältnisses VO  a} Kiırche und Staat Das feier. Irotz zweımalıgen Versuchs konnte der Abschnitt
Verhältnis VO  . Kirche und Staat 1St ın der Schweiz kan- „Einzelbeicht Bußfeier“ nıcht gesamtschweizerisch Velr-

tonal gerregelt und daher überaus schwer übersehbar (vgl abschiedet werden. Be1 der zweıten Schlußabstimmung
ds Heft, 164) In den Diskussionen der Diözesansyn- tehlte die mehrheitliche Zustimmung 1n eiıner diözesanen
oden konnte Man teststellen, da{flß 1ın der Westschweiz und „Fraktion“, w as gemäifß dem gesamtschweizerischen Statut

ıne Verabschiedung eıner 2/s-Mehrheit der Synoda-1m Tessın eher eıine skeptische Haltung der öftentlich-
rechtlichen Anerkennung und der Kirchensteuer gegenüber len verunmöglıcht. Die Anlıegen siınd unterdessen durch
vorherrscht. In der deutschsprachigen Schweiz sieht INa die NEeEUE päpstliche Bußordnung und die Weısungen der
darın wenıger Probleme. Schweizerischen Bischofskonterenz teilweise erfüllt WOI -

den
In erster Lesung befaßten sıch die Diözesansynoden 1M

Glaubensverkündigung Sakramente Jahr 1973 mi1t der Vorlage „Dize Verantwortung der
Medien Kırche ın der Schweiz für Missıon, Entwicklung und Yıe-

den“ (HK, Februar 1974, 106) Gesamtschweizerisch WULr-

den 1mM Februar 1974 einıge Abschnıitte verabschiedet,Im Laufe des Jahres 1974 haben verschiedene Diıözesan-
synoden die Vorlage „Kirche ım Verständnis des Men- welche die Zusammenarbeit auf schweizerischer Ebene tor-
schen VDO  x heute“ in zweıter Lesung verabschiedet und den dern. Als Ausgleichstraktandum wurde die rage der
exXt publiziert. Die Empfehlung den apst über die Landesverteidigung behandelt Eın Ausgleichstext zuhan-
Verfahren der Glaubenskongregation (HK, Februar 1974, den der Diözesansynoden konnte AUuUSs zeıtlıchen Gründen
104) konnte dem Titel „Die Verantwortung des nıcht mehr beschlossen werden. ber die Abstimmung
Gottesvolkes, des Lehramtes und der Theologen 1mM Hın- über wel sıch gegenüberstehende Texte als Grundlagen
blick auf die Bewahrung und Entfaltung des Glaubens“ 1n der Verhandlung löste, VOTr allem durch unsachliche Be-
der gesamtschweizerischen Plenarversammlung VO richterstattung entzündet, ıne Äußerst heftige Diskussion

Februar 1974 verabschiedet werden. Dieser ext 1n der Schweiz AUS: Unterdessen 1st die Nn Vorlage ın
richtet einen Appell alle Gläubigen und die Theo- den me1listen Dıözesen verabschiedet worden.
logen und bittet die Bischofskonferenz, eiınen Wunsch ZUT Die Diskussion dıe Landesverteidigung wıes deutlich
Verbesserung der Verfahrensordnung der Glaubenskon- aut die Notwendigkeıit eıner kirchlichen Inftor-
gregatıon den apst weıterzuleiten. Im Vertahren sol- matıon hın Dıie Synoden betfafßten sıch in erstier Lesung
len dıe Bischofskonferenzen vermehrt beigezogen, genu- 1m Jahre 1973 mi1t der Vorlage „Information UunN Meı-
yendes rechtliches Gehör, das Recht, sıch selbst eiınen Ver- nungsbildung ın Kirche UN Öffentlichkeit“. Die Vorlage
teidiger wählen un: ın die Akten Einsicht nehmen, legt im ersten Abschnitt die Forderungen VO  } Communı10
gewährt werden. Die Bischofskonferenz hat die Empfeh- et Progressio dar Es folgt eın Abschnitt über Kirche und
lung bereits den apst weıtergeleıtet. Presse, iınsbesondere katholische Tagespresse und Ptarr-
Dıie Diözesansynoden befafßten sıch überdies mıt der lätter. eıtere Teile befassen sıch mi1ıt Film, Radıo, ern-

sehen, bisherigen und audiovisuellen Medien. DieTeilvorlage „Zeitgemäße Glaubensverkündigung“. Nach
einem Abschnitt über Glaubensverkündigung und Sprache Verabschiedung der Abschnitte über Radıo und Fernsehen
betaßt s1e sıch MIt Predigt, bischöflichen Verlautbarungen, erfolgt gesamtschweizerisch bzw. wahrscheinlich sprach-
Seelsorgegespräch, religiöser Erwachsenenbildung, lau- regional.
bensgespräch Christen und miıt Nichtglaubenden,
Katechese, Verkündigung Radio un Fernsehen. Die In tast allen Synoden hat INa  — sich mehrfach gefragt, Wer

Abschnitte über Radıo und Fernsehen sollen ZESAMT- sıch nach Abschlufß der Synoden für die Durchführung der
schweizerisch oder eventuell sprachregional 1M September Beschlüsse einsetzen werde. In einıgen Dıözesen bestehen
verabschiedet werden. eigene Ausschüsse, welche sıch mi1t den personellen un
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finanziellen Konsequenzen der vorgesehenen Beschlüsse Schaffung eines Pastoralrates gemacht worden. We:il aber
dauernd befassen haben Auf diözesaner Ebene wird die Schweizer stark VO  $ töderalistischem Denken gepragt
die Aufgabe der Durchführung VOor allem den Seelsorge- sınd und weıl die Zusammenarbeit über die Sprachgebiete
yaten zutallen. In den Diözesen Basel, Chur un: St (Sal= hinweg große Anforderungen stellt, haben dıese Vor-
len wird unmıiıttelbar nach Ende der Synode, anfangs 1976 schläge nıcht LUr Zustimmung erhalten. ıne Stellung-
ıne LCUEC Amtsdauer dieser Räte beginnen. Auft schwe1- nahme der Synoden wırd 1mM Laufe des Jahres 1975 CI-

zerischer Ebene sind bereits Vorüberlegungen über die tolgen.

Länderbericht
Befreiung auf Befehl
Peru unter der Milıtärregierung Velasco

Dıie „Revolution D“O  > oben“ der peruanischen Militär- tern der verstaatlichten Kupferminen privilegiert, weıl
regierung untier General Velasco, die, 701e die bürgerkriegs- <Ie 1n einem volkswirtschaftlich bedeutsamen Wirtschafts-
ähnlichen organge der Jüngsten eıt zeıgen, iınzwischen sektor arbeiten kurz UVO monatlıche Lohn-
stark gefährdet erscheint, ıst zweifellos eines der 78- erhöhungen VO  —3 1500 Soles zugestanden worden.
wärtıg noch ınteressantesten nationalen politischen Ex-
derımente ım lateinamerikanıschen Subkontinent. Dber Die Miılıtärregierung weıgerte sich, den Polizeitorderun-
die 7Ziele der Reg:erung un die innenpolitische Entwick- SCH nachzukommen. Wwe1 Polizeieinheiten traten darauf-
lung ım Lande berichtet Hildegard Lünıng, Redak- hın 1n Streik und besetzten in 1ma ıne Polizeikaserne.
teurın beim Suüddeutschen Rundfunk (Abteilung Kırche Die Regierung machte überraschend kurzen Prozefß. Pan-
und Gesellschaft), früher Pressereferentin D—“O  x Advwveniat. JT sturmten die Bastıon der Streikenden. Demonstrie-
YAMU Lünıng hat das Land ın den etzten Jahren mehr- rende Studenten solıdarisierten sıch MITt ihnen. Der Kon-
mals bereist, 7zuletzt ım November 1974 flıkt eskalierte. Die regierungsamtliche Bilanz autete:

Brandstiftungen und Plünderungen mıiıt Verlusten VO  3

In der ersten Februarwoche dieses Jahres lieferte Peru der etwa2 Miıllıonen Dollar, mı1ıt S6 Toten, 161 Verletzten,
Weltöftentlichkeit Schlagzeıilen. Dreı Tage lang bewegte 5720 verhafteten Polızısten beschuldigt der Subver-

S10N und mehr als 1000 verhafteten Zivilisten be-sıch der Andenstaat Rande eınes Bürgerkrieges. Es gab
schwere Unruhen 1n den Industriezonen Arequıpa un: schuldıgt des Raubes un: der Plünderung (Noticıas
Truyillo, VOTLT allem aber iın der Hauptstadt 1mMa Im rofß- Alıadas, 13 75) Perus Staatschef General Iuan Velasco
aum Lıma, fast eın Viertel der 14,5 Millionen erua- Alvarado erkliärte 1ın einer Rundfunk- und Fernseh-
HGT angesiedelt sınd, hatte eın geringfügiger Anlafß „Manı- ansprache, „dafß der rechtsgerichtete Autstand Teil eines
festationen der Volkswut“ entfacht, „wıe S1€e den se1ıt sechs subversiven Planes War, der ZU Ziel hatte, die Regierung
Jahren regierenden Revolutionsgenerälen noch n1ıe begeg- der Streitkräfte sturzen“. Verantwortlich dafür machte
net waren“ (NZZ, 8./9 75) Der Anlafß Zzwel „dıe alten privılegierten Gruppen iınnerhalb un: außer-
meuternde Einheiten der Bereitschaftspolizeı. Die „Guar- halb Perus, denen durch die Revolution die Kontrolle
dia Civıl“ hatte 7000 Soles (etwa 120 monatlıche über das Land entrissen wurde“ (Deutsche Welle Mon1-
Lohnerhöhung gefordert, L1LLUL 400 Soles ıhr tor-Dienst, 75)) Handteste eweılse dafür wurden
gestanden worden. Das siınd eLtwa2 sechs Prozent, gewiß nıcht vorgelegt. Sıcher 1St aber, dafß Drahtzieher yab, die
keıin ANSCMECSSCHECI Ausgleich be] eıiner Inflationsrate 1974 den Polizistenstreik AUSZUNUTZEN verstanden, die meıst
in DPeru VO 1745 Prozent (Bericht des Peruanıschen Wırt- jugendliche Proletariıertrupps AaUus den Elendsvierteln
schaftsministeriums nach Inter Press Servıce /5) Plünderungen in die ordnungshüterfreıe Innenstadt

dırıgıerten und die Sabotageakte enkten. Die Objekte derTrotzdem überstiegen die polizeiliıchen Lohnforderungen
die bisher gekannten aße Den privilegierten Bergarbei- Anschläge Februar, also ersten Polizistenstreik-


